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Sachverhalt:

Der 45 jährige Mitarbeiter der Stadtverwaltung Wilfried Ortlieb hat einen Antrag auf Übernahme in das Beamtenverhältnis unter Eingruppierung in die Besoldungsgruppe A 13 h.D. (Verwaltungsrat) gestellt.

Nach Abschluss seines Studiums der Politikwissenschaften (Uni) im Jahr 1993 (Dipl. Politologe) und einigen Aushilfsjobs hat er am 01.08.1995 bei der Stadtverwaltung angefangen und war zunächst als Mitarbeiter der Pressestelle der Stadtverwaltung tätig. Zum 01.01.2006 wurde ihm die Verantwortung für das Büro der städtischen Gremien (Sitzungsdienst, Protokollführung, Beschlusskontrolle) übertragen. Er erhält Entgelt nach Entgeltgruppe 12 TVöD. 

Die Stelle des Leiters des Sitzungsdienstes ist nach entsprechender Stellenbewertung im Stellenplan als Beamtenstelle nach Besoldungsgruppe A 13 h.D. ausgewiesen.

Aufgabe:

Zeigen Sie den Verfahrensweg auf und nehmen Sie zu dem Antrag des Mitarbeiters Stellung.
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Lösung

Nach § 7 Abs. 1. Nr. 4 Satz 2 HBG kann in das Beamtenverhältnis berufen werden, wer die erforderliche Befähigung durch Lebens- und Berufserfahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes erworben hat (anderer Bewerber); dies gilt nicht für die Wahrnehmung von Aufgaben, für die eine bestimmte Vorbildung und Ausbildung durch Gesetz oder Verordnung vorgeschrieben ist, oder die ihrer Eigenart nach eine besondere laufbahnmäßige Vorbildung und Fachbildung zwingend erfordern.

Als weitere Einstellungsvoraussetzung ist § 20 HLVO heranzuziehen.

Als Anderer Bewerber darf hiernach nur eingestellt werden, wer mindestens 4 Jahre lang hauptberuflich eine Tätigkeit ausgeübt hat, die der Tätigkeit des Eingangsamtes seiner Laufbahn gleich zu bewerten ist. Die Einstellung ist jedoch frühestens zu dem Zeitpunkt zulässig, zu dem ein vergleichbarer Laufbahnbewerber in das Beamtenverhältnis auf Probe berufen würde.

Aufgrund der Ausbildung (Studium der Politologie) und seiner hauptberuflichen Tätigkeit (die Stelle ist nach A 13 h.D. bewertet) wäre also eine Übernahme in das Beamtenverhältnis möglich. Die Aufgaben des Leiters des Sitzungsdienstes wurden Herrn Ortlieb zum 01.01.2006 übertragen. Die Mindestfrist von 4 Jahren ist erfüllt. Herr Ortlieb könnte somit zum Verwaltungsrat ernannt werden.

Der Bewerber darf nach § 27 bei der Begründung des Beamtenverhältnisses das 50. Lebensjahr nicht überschritten haben. Diese Voraussetzung erfüllt Herr Ortlieb.

Die Probezeit  beträgt nach § 3 Abs. 2 der Hess. Laufbahnverordnung in der Regel 3 Jahre. Nach § 3 Abs.5 der Hess. Laufbahnverordnung kann die im Angestelltenverhältnis zurückgelegte Zeit  auf die Probezeit angerechnet werden insoweit sie nicht schon für die Voraussetzung zur Zulassung als anderer Bewerber aufgebraucht sind.

D.h.: Zeiten ab 01.01.2006 = 4 Jahre angerechnet als „Anderer Bewerber“ 2 Jahre auf Probezeit. 
Vorab ist jedoch die Befähigung durch das Ministerium des Innern (Landespersonalamt) festzustellen. 

Nach § 19 Abs. 1 HBG ist die Anstellung des Beamten nur in dem Eingangsamt seiner Laufbahn zulässig (Stelle nach A 13 h.D. = Verwaltungsrat).

Nach § 26 HBG stellt der Direktor des Landespersonalamtes die Befähigung im Einvernehmen mit der obersten Dienstbehörde fest.
Zum Tatsächlichen Fall:

Der Direktor des Landespersonalamtes hat festgestellt, dass

· es in diesem Fall an der Zugangsvoraussetzungen des § 3 Abs. 2 BeamtStG mangelt. Es werden keine hoheitsrechtlichen Aufgaben wahrgenommen (Funktionsvorbehalt nach Art. 33 GG).
· Die Voraussetzungen nach § 20 HLVO nicht erfüllt sind. Die Eingruppierung in Entgeltgruppe 12 dokumentiere, dass keine dem Eingangsamt der Laufbahn des höheren Dienstes entsprechenden Tätigkeiten wahrgenommen werden.
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